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Vollzug des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);

Legehennenanlage des Herrn Gerhard Aigner in Attenberg 1, 84337 Schönau

Wesentliche Änderung der Legehennenanlage durch Errichtung und Betrieb eines zweiten Legehennenstalles mit 11.999 Plätzen sowie Erweiterung der Gesamtanlage auf 39.999 Plätze in Freilandhaltung

Feststellung über die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht)

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Herr Gerhard Aigner, Großkag 1, 84332 Hebertsfelden, hat beim Landratsamt Rottal-Inn für die o. g. wesentliche Änderung zur Erweiterung seiner Legehennenanlage die Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung beantragt (§ 16 Abs. 1 i. V. m. § 4 BImSchG).

Es wurde eine standortbezogene Vorprüfung im Sinne von § 9 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 4, § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt, da das Änderungsvorhaben bei einer beantragten Erhöhung der Legehennenplätze von genehmigten 37.000 auf 39.999 den Prüfwert von 15.000 gemäß Nr. 7.1.3 von Anlage 1 zum UVPG erneut überschreitet. 
Beim Betrieb der Legehennenanlage entstehen zwar grundsätzlich relevante Emissionen in Form von Luftverunreinigungen (insbesondere Geruchs-, Ammoniak- und Staubemissionen) und Lärm (insbesondere durch die Lüftungsanlage und den betrieblichen Fahrverkehr). Jedoch ergab die standortbezogene Vorprüfung, dass im vorliegenden Fall für das Änderungsvorhaben nach überschlägiger Prüfung in der ersten Stufe keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens besteht, da keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den in der Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Im Einwirkungsbereich der Legehennenanlage (auch bezogen auf die beantragten Änderungen) liegen keine Natura 2000-Gebiete, keine Naturschutzgebiete, kein Nationalpark, keine Biosphärenreservate, keine Landschaftsschutzgebiete, keine geschützten Landschaftsbestandteile, keine gesetzlich geschützten Biotope, keine Wasserschutzgebiete, keine Überschwemmungsgebiete oder dgl., keine Denkmäler oder dgl., keine Naturdenkmäler, etc.. Allein das Fehlen dieser besonderen örtlichen Gegebenheiten und damit einhergehend auch die geringe ökologische Empfindlichkeit des Gebietes im Einwirkungsbereich der Legehennenanlage führen schließlich in der ersten Stufe der standortbezogenen Vorprüfung ohne nähere Quantifizierung bzw. Bewertung der Umweltauswirkungen des Änderungsvorhabens zur Feststellung, dass keine UVP-Pflicht besteht.
Die nächstgelegenen Gebiete, die unter die in Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG genannten Schutzkriterien fallen, stellen zwei kartierte Biotope dar, die vom Emissionsschwerpunkt etwa 490 m in südöstlicher Richtung und etwa 540 m in westlicher Richtung entfernt liegen. Laut dem immissionsschutztechnischen Gutachten zur Luftreinhaltung der Hoock & Partner Sachverständige PartG mbB vom 27.10.2021 (Projekt Nr. SON-2536-04 / 2536-04_E01.docx) wurde bei diesen beiden Biotopen (und im Übrigen auch bei den nahegelegenen Waldflächen) sowohl der Bagatellwert nach TA Luft für die Ammoniakimmissionen von 3 µg/m3 als auch das Abschneidekriterium für die Stickstoffdeposition von 5 kg/ha*a unterschritten. Relevante negative Einwirkungen durch Ammoniakimmissionen und Stickstoffdeposition sind demnach auf die nahegelegenen Ökosysteme nicht zu erwarten, so dass also die beiden o. g. Biotope nicht im Einwirkungsbereich der Legehennenanlage liegen. Andere Gebiete, die unter die in Anlage 3 Nr. 2.3 zum UVPG genannten Schutzkriterien fallen, sind von den Immissionen bzw. Umweltauswirkungen der Legehennenanlage in ihrer künftigen Form nicht tangiert (insbesondere ist auch nicht das in einem Abstand von etwa 450 m westlich gelegene Landschaftsschutzgebiet „Park Schönau“ aus naturschutzfachlicher Sicht vom Änderungsvorhaben berührt).

Auch wenn im Rahmen der standortbezogenen Vorprüfung die Beurteilung der Umweltauswirkungen der Legehennenanlage notwendig gewesen wäre (was hier nicht verpflichtend vorzunehmen war, da mangels besonderer örtlicher Gegebenheiten im Einwirkungsbereich der Legehennenanlage nicht die zweite Stufe der standortbezogenen Vorprüfung einschlägig ist), würde man zum Ergebnis kommen, dass keine UVP-Pflicht besteht:
Durch das geplante Vorhaben werden die für sämtliche relevanten Schadstoffe (Geruch, Ammoniak, Stickstoffdeposition, Staub, Bioaerosole) jeweils geltenden Bagatellschwellen und Irrelevanzkriterien an den nächstgelegenen Immissionsorten (u. a. auch an den relativ nahe gelegenen Waldflächen) nicht überschritten, so dass eine nähergehende Prüfung hinsichtlich der Einhaltung der geltenden Grenz- und Richtwerte nicht erforderlich war und demnach auch erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Änderungsvorhaben ausgeschlossen werden können. Entsprechendes gilt grundsätzlich auch (angesichts der günstigen Alleinlage der Legehennenanlage) hinsichtlich Lärmschutz. 
Somit ist insgesamt durch die Änderung der Legehennenanlage mit keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen. Eine UVP-Pflicht würde sich also auch in der zweiten Stufe der standortbezogenen Vorprüfung aus immissionsschutzfachlicher Sicht nicht ergeben.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG). 
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